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Medieninformation 
 

Bedingt abwehrbereit – Ist unsere Rechtsordnung auf die Abwehr 

äußerer Bedrohungen ausreichend vorbereitet? 

 

Diskussionen Abteilung Öffentliches Recht – aus den Diskussionen 

vom 17.09.2026 
 

Grundlage der Diskussionen waren das Gutachten von Prof. Dr. Tristan 

Barczak, LL.M. (Passau) sowie die Referate von Prof. Dr. Sven 

Eisenmenger (Hamburg), Ministerialdirektor Dr. Alexander Götz (Berlin), 

Chefjustiziar Christian Graf (Hamburg) und Senatorin Dr. Eva Högl 

(Bremen). 

 

Erfurt, den 17.09.2026 – Der Donnerstag steht im Zeichen einer 

lebhaften Debatte über Reformbedarf im Grundgesetz und im 

einfachen Recht: Verfassungsrang für die zivile Verteidigung, die Rolle 

des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI), der 

Bundeswehreinsatz im Innern, gesamtgesellschaftliche Resilienz und 

die Sicherstellungs- und Vorsorgegesetze. 

 

Gutachter Prof. Dr. Tristan Barczak plädiert für eine 

Konstitutionalisierung der „Gesamtverteidigung“ in Art. 87a GG sowie 

die Aufwertung des BSI zur nationalen Cybersicherheitsbehörde. Dr. 

Eva Högl, Innensenatorin und ehemalige Wehrbeauftragte, spricht sich 

gegen eine Änderung des Grundgesetzes aus und betont stattdessen die 

Bedeutung der effizienten Nutzung und Bündelung bestehender 

Ressourcen in der Sicherheitsarchitektur. 

 

Die Idee, den Nationalen Sicherheitsrat (NSR) zur Bundesoberbehörde 

auszubauen, stößt auf Skepsis: Eisenmenger warnt vor 
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Behördenaufwuchs, Barczak beschwichtigt, der NSR sei auf eine 

beratende Funktion politisch legitimierter Entscheidungsträger 

beschränkt. 

 

Den schärfsten Dissens löst der Bundeswehreinsatz im Innern aus. 

Barczak sieht Reformbedarf: „Verteidigung“ im Sinne des 

Art. 87a Abs. 2 GG sei auf den Verteidigungsfall beschränkt, andernfalls 

bräuchte man die Notstandsverfassung nicht. Högl warnt vor der 

„Rutschbahn“ beim Einsatz der Bundeswehr auch bei Störungen der 

öffentlichen Sicherheit unter polizeilicher Regie. Referentin Wiebke 

Ringel vom Bundesverteidigungsministerium hält Art. 87a Abs. 2 GG in 

seiner aktuellen Fassung für weit genug. 

 

Einigkeit herrscht darüber, dass die Systematik des Grundgesetzes zur 

Abwehr äußerer Bedrohungen (Art. 80a, Art. 115a GG) keiner 

Ergänzung bedarf. In Bezug auf das einfache Recht mahnt 

Eisenmenger: „Wir müssen die Rechtszersplitterung angehen – das 

geht nicht für ein Krisenrecht.“ Graf plädiert für Konsolidierung statt 

Neukodifikation. 

 

Zur Stärkung der Resilienz fordert Barczak eine geschlechtsoffene 

Fassung des Art. 12a GG für eine allgemeine Dienstpflicht. Högl 

erneuert ihr Votum für ein verpflichtendes Gesellschaftsjahr für alle 

Frauen und Männer – ein Vorschlag, der in der Abteilung kontrovers 

diskutiert wird. Eisenmenger regt eine kritische Durchsicht des 

KRITIS-Dachgesetzes im Zuge der Evaluierung an; aus dem Publikum 

wird eine Einbeziehung digitaler Souveränität als Schutzgut 

angemahnt.  

 


